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Hansestadt Stendal 

Hinweis über die öffentliche Bekanntmachung der 2. Änderung 
zur Neufassung der Satzung über die Gebühren für die Benutzung  

der Biblitothek der Hansestadt Stendal

Die Bekanntmachung der 2. Änderung zur Neufassung der Satzung über die Gebühren für 
die Benutzung der Bibliothek der Hansestadt Stendal wird auf der Internetseite der Hanestadt 
Stendal bereitgestellt:

www.stendal.de/de/satzungen_menu.html

Die o. g. Bekanntmachung der 2. Änderung zur Neufassung der Satzung über die Gebühren 
für die Benutzung der Bibliothek der Hansestadt Stendal kann zudem jederzeit im Stadthaus 
1, Markt 14/15, 39576 Hansestadt Stendal während der Öffnungszeiten eingesehen bzw. auf 
Nachfrage kostenpflichtig kopiert werden.

Hansestadt Stendal, den 06.09.2023

Bastian Sieler
Oberbürgermeister		

Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte

Entgelt- und Benutzungsordnung
für die Nutzung von Einrichtungen  

der Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte

Aufgrund der §§ 45 Abs. 2 Nr. 6 und 98 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sach-
sen-Anhalt (KVG LSA) vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert durch 
Gesetz zur Änderung des Kommunalverfassungsgesetzes und anderer kommunalrechtlicher 
Vorschriften vom 19. März 2021 (GVBl. LSA S. 100) hat der Stadtrat der Einheitsgemeinde 
Stadt Tangerhütte in seiner Sitzung am 19.04.2023 folgende 4. Änderung der Entgelt- und 
Benutzungsordnung für die Nutzung von Einrichtungen der Einheitsgemeinde Stadt Tanger-
hütte beschlossen:

I.
Änderungen

Die Satzung der Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte über die Entgelt- und Benutzungsord-
nung für die Einrichtungen der Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte vom 06.07.2022, veröf-
fentlicht im Amtsblatt für den Landkreis Stendal Nr. 20/2022 vom 27.07.2022 wird wie folgt 
geändert:

a)	 Nummer 2. Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:
	� „Die Überlassung von Räumlichkeiten“ wird ersetzt durch „Die Überlassung von 

Räumlichkeiten oder Flächen“

b)	 Nummer 3. Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:
	� „Der Nutzer hat vor Benutzung der Räumlichkeiten“ wird ersetzt durch „Der Nutzer hat 

vor der Benutzung der Räumlichkeiten oder Flächen“ 

c)	 Nummer 4. Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert
	� „Dem Nutzer werden die Räumlichkeiten“ wird ersetzt durch „Dem Nutzer werden die 

Räumlichkeiten oder Flächen“ ersetzt.

d)	 Nummer 9.
	 aa)	Absatz 1 Anstrich 1., wird der folgende Halbsatz gestrichen:

 		  „sofern es sich nicht um kostenpflichtige Veranstaltungen handelt (z.B. Karneval)“,

	 bb)	Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
		�  „Von der Befreiung ausgenommen sind Veranstaltungen, bei denen Eintrittsgelder 

erhoben werden.“

e)	 Nummer 10. 
	 aa)	Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
		�  „Individuelle Nutzungsvereinbarungen, außerhalb der üblichen Regelungen in den 

Ortschaften, werden über das Gebäudemanagement der EGem Stadt Tangerhütte 
mit dem jeweiligen Verantwortlichen für die Vermietung (i.d.R. Ortsbürgermeister) 
abgesprochen und bei Möglichkeit abgeschlossen.“ 

	 bb)	Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
		�  „Alle anderen Abweichungen von der Entgeltordnung sind auf Antrag durch den 

Stadtrat zu beschließen.“

	 cc)	Absatz 3 wird gestrichen

f)	 Anlage 1 dieser Entgelt- und Benutzungsordnung wird wie folgt geändert: 
	 aa)	Absatz 1 wird ergänzt um: 

Ortschaft Raumgröße Bestuhlung Eigenschaften
Grieben MZH 150 Pers.
Tangerhütte Schloss – Hochzeits-

raum, inkl. Vorplatz
50 Pers. Sanierte Räumlichkeiten mit 

festlicher Möblierung
Tangerhütte Freifläche vor dem 

Schloss
Fläche zw. Schloss und 
Beetanlagen

Breist Kapelle Briest Sanierte Kapelle
Uetz Turnhalle 200 Pers.

	 bb)	Absatz 2 wird ergänzt um Satz 2: 
		  „Die Nutzung der Kegelanlagen ist Umsatzsteuerpflichtig.“.  

	 cc)	Absatz 3 wird ergänzt um: 

Nutzungsbestandteil
Hochzeitszimmer Schloss inklusive Vorplatz
Freifläche Schloss
Kapelle Briest 

	 dd)	in Absatz 4 wird neu eingefügt: 
		�  „Abschließend besteht die Möglichkeit Räumlichkeiten zu mieten, die grundsätzlich 

der sportlichen Betätigung vorbehalten sind.“

Ortschaft Nutzungsmöglichkeit
Grieben Mehrzweckhalle
Uetz Turnhalle

g)	 Anlage 3 wird wie folgt geändert: 
	 aa)	Nummer 2. Absatz 1 wird wie folgt ergänzt: 
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Nutzungsbestandteil Entgelt –  
privat Komplettpreis

Entgelt –  
gewerblich Grundpreis

Hochzeitszimmer 
Schloss inkl. Vorplatz

150,00 € 200,00 €

Freifläche Schloss 150,00 € 200,00 €
Kapelle Briest 120,00 € -

	 bb)	Nummer 3. Absatz 2 wird wie folgt geändert:
 		�  „Nutzungsentgelt in Höhe von 10 ,00 € zu zahlen“, wird ersetzt durch „Nutzungs-

entgelt in Höhe von 12,00 € inkl. 19% MwSt. zu zahlen“ 

	 cc)	Nummer 3. Absatz 4 wird wie folgt geändert:
		�  „Nutzungsentgelt 12,00 €“ wird ersetzt durch „Nutzungsentgelt 14,40 € inkl. 

MwSt.“ ersetzt. 

	 dd)	Nummer 4. wird neu eingefügt: 
		�  „Gegen Entgelt können in der Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte folgende Mehr-

zweckhallen/Sporthallen genutzt werden.

Mehrzweckhalle Grieben 150,00 €
Turnhalle Uetz 150,00 €

In den Mehrzweckhallen Lüderitz, sowie der Turnhallen in Tangerhütte ist eine Anmietung 
für Festlichkeiten nicht möglich.
Individuelle Nutzungsvereinbarungen werden über das Gebäudemanagement der Einheitsge-
meinde Stadt Tangerhütte abgeschlossen.“

II.
Inkrafttreten

Diese Änderung tritt nach Veröffentlichung im Amtsblatt des Landkreises Stendal am 
06.09.2023 in Kraft.

Tangerhütte, den 15.08.2023

Bürgermeister Andreas Brohm

Verbandsgemeinde Elbe-Havel-Land
- Der Verbandsgemeindewahlleiter -

Bekanntmachung über das Recht auf Einsichtnahme  
in das Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen  

für die Verbandsgemeindebürgermeisterwahl am 08. Oktober 2023

1.	� Das Wählerverzeichnis für die Wahlbezirke der Verbandsgemeinde Elbe-Havel-Land 
wird in der Zeit vom 18. bis 22. September 2023 während der allgemeinen Öffnungs-
zeiten im Einwohnermeldeamt der Verbandsgemeinde Elbe-Havel-Land, Bismarckstr. 
12, 39524 Schönhausen (Elbe) für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. 

	� Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme 
ist durch ein Datensichtgerät möglich. Der Ort der Einsichtnahme ist barrierefrei.

 	
	 Allgemeine Öffnungszeiten:	 Montag: 	 9.00 – 12.00 Uhr
		  Dienstag: 	 9.00 – 12.00 Uhr und 13.00 – 18.00 Uhr
		  Donnerstag:	 9.00 – 12.00 Uhr und 13.00 – 16.00 Uhr
		  Freitag:	 9.00 – 12.00 Uhr

	� Jeder Wahlberechtigte hat das Recht die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner 
Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten zu überprüfen. Sofern eine wahlbe-
rechtigte Person die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wähler-
verzeichnis eingetragenen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu ma-
chen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses 
ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten wahlbe-
rechtigter Personen, für die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß § 51 Abs. 1 des 
Bundesmeldegesetzes eingetragen ist. Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis 
eingetragen ist oder einen Wahlschein hat.

2.	� Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 
20. bis 16. Tag vor der Wahl, spätestens am 22. September 2023 bis 12.00 Uhr schrift-
lich oder durch Erklärung zur Niederschrift bei der Verbandsgemeinde Elbe-Havel-Land, 
Bismarckstr. 12, 39524 Schönhausen (Elbe) einen Antrag auf Berichtigung des Wähler-
verzeichnisses stellen. Sofern die behaupteten Tatsachen nicht offenkundig sind, hat der 
Antragende die erforderlichen Beweismittel beizubringen. 

	� Für das Berichtigungsverfahren gelten die Bestimmungen des Kommunalwahlgesetzes 
sowie der Kommunalwahlordnung für das Land Sachsen-Anhalt. Nach dem 22. Septem-
ber 2023 ist ein Antrag auf Berichtigung nicht mehr zulässig. Macht der Wahlberechtigte 
von dem Recht auf Einsichtnahme keinen Gebrauch und ergibt sich, dass er im Wähler-
verzeichnis nicht aufgeführt ist, so ist ein aus diesem Grund eingelegter Wahlwiderspruch 
unbegründet.

3.	� Wahlberechtigte Personen, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis 
spätestens zum 18. September 2023 eine Wahlbenachrichtigung. Wer keine Wahlbenach-
richtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss einen Antrag auf Be-
richtigung des Wählerverzeichnisses stellen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er 

sein Wahlrecht nicht ausüben kann. Wahlberechtigte Personen, die nur auf Antrag in das 
Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits einen Wahlschein und Briefwahl-
unterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung.

4.	� Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlgebiet der Verbandsgemeinde El-
be-Havel-Land durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum (Wahlbezirk) oder 
durch Briefwahl teilnehmen.

5.	 Einen Wahlschein erhält auf Antrag
	 5.1.	 ein in das Wählerverzeichnis eingetragene wahlberechtigte Person,
	 5.2.	 eine nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene wahlberechtigte Person, 
		  a)	� wenn sie nachweist, dass sie ohne Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in 

das Wählerverzeichnis nach § 15 Abs. 1a Kommunalwahlordnung Land Sach-
sen-Anhalt (KWO LSA) oder die Antragsfrist auf die Berichtigung des Wähler-
verzeichnisses nach § 22 Abs. 1 KWO LSA versäumt hat,

		  b)	� wenn ihr Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist (§ 
22 Abs. 2 Nr. 2 KWO LSA) entstanden ist,

		  c)	� wenn sein Wahlrecht im Berichtigungsverfahren festgestellt wurde und die 
Feststellung erst nach Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der 
Verbandsgemeinde gelangt ist.

6.	� Wahlscheine können von den in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtig-
ten schriftlich oder mündlich unter Angabe von Familiennamen, Vornamen, Geburtsda-
tum und der Wohnanschrift bis zum 06.10.2023, 18.00 Uhr bei der Verbandsgemeinde 
Elbe-Havel-Land, Bismarckstr. 12, 39524 Schönhausen (Elbe) beantragt werden. Die 
Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fernschreiben, Telefax, E-Mail oder sonstige do-
kumentierbare elektronische Übermittlung als gewahrt. Eine telefonische Antragstellung 
ist nicht zulässig. 

	� Wahlscheine können bis zum 03. Oktober 2023, 22.00 Uhr auch online über die Inter-
netseite der Verbandsgemeinde Elbe-Havel-Land – www.elbe-havel-land.de – beantragt 
werden. 

	� Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht 
oder nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch 
bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, gestellt werden.

	� Versichert eine wahlberechtigte Person glaubhaft, dass ihr der beantragte Wahlschein 
nicht zugegangen ist, kann ihm bis zum Tag vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahl-
schein erteilt werden.

	� Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene wahlberechtigte Personen können aus den 
unter Nummer 5.2. Buchstabe a) bis c) angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung 
eines Wahlscheines noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr stellen.

	� Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. Der Antragsteller muss den Grund für die Ausstel-
lung eines Wahlscheines glaubhaft machen. Körperlich beeinträchtigte Wahlberechtigte 
können sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen.

7.	 Mit dem Wahlschein erhält die wahlberechtigte Person
	 a)	 einen amtlichen Stimmzettel,
	 b)	 einen amtlichen Stimmzettelumschlag,
	 c)	� einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, verse-

henen Wahlbriefumschlag
	 d)	 und ein Merkblatt für die Briefwahl. 

	� Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für eine andere Person ist nur 
möglich, wenn die Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer 
schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr 
als vier wahlberechtigte Personen vertritt; dies hat sie der Verbandsgemeinde Elbe-Ha-
vel-Land vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat 
sich die bevollmächtigte Person auszuweisen.

8.	� Wer durch Briefwahl wählt, muss den Wahlbriefumschlag mit den Briefwahlunterlegen 
so rechtzeitig an die angegebene Stelle versenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am 
Wahltag bis 18.00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief wird von der Deutschen Post AG entgelt-
frei befördert. Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben 
werden. Näherer Hinweise sind dem Merkblatt zu der Briefwahl zu entnehmen.

9.	� Für eine eventuell erforderliche Stichwahl am 16. April 2023 ist gemäß § 18 Abs. 3 Kom-
munalwahlgesetz für das Land Sachsen-Anhalt (KWG LSA) das Wählerverzeichnis der 
ersten Wahl maßgebend. Wer erst für die Stichwahl wahlberechtigt wird, erhält auf Antrag 
einen Wahlschein. Dieser kann bis zum 03. November 2023, 18.00 Uhr beantragt werden.

Schönhausen (Elbe), 29. August 2023

Wabbel
Verbandsgemeindewahlleiter	

Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark

Öffentliche Bekanntmachung

	 Flurbereinigungsverfahren:	 A 14 Neuendorf am Speck
	 Landkreis:	 Stendal
	 Verfahrens.-Nr.:	 611-37SDL045
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Vorläufige Anordnung Nr. 4
vom 10.08.2023

Gemäß § 88 Nr. 3 i.V.m. § 36 Abs. 1 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) in der derzeit gültigen 
Fassung ergeht folgende vorläufige Anordnung:

A	 Verfügender Teil

1.	 Besitzregelung
Zur Bereitstellung von Flächen für den Neubau der Bundesautobahn (BAB) 14 Magde-
burg-Wittenberge-Schwerin, Verkehrseinheit (VKE) 2.1 AS Uenglingen bis AS Osterburg 
wird auf Antrag des Unternehmensträgers zugunsten der Bundesrepublik Deutschland - Bun-
desstraßenverwaltung, vertreten durch die Autobahn GmbH des Bundes, Niederlassung Ost, 
folgendes angeordnet:

Den Beteiligten (Eigentümern, Pächtern und sonstigen Berechtigten) werden zum

1. Oktober 2023

der Besitz und die Nutzung von Flächen folgender Flurstücke entzogen:

Ord.-Nr. Gemarkung Flur Flurstück Flurstück 
Fläche m²

dauerhafter 
Entzug m²

Maßnahme 
E*

192 Borstel 4 42/1 16.880 9.450 E2
19 Borstel 4 49/1 18.680 18.680 E2
18 Borstel 4 338/47 14.954 14.954 E2
18 Borstel 4 340/40 50.445 23.680 E2

187 Borstel 4 43/1 10.880 5.190 E2
191 Borstel 4 46/1 10.310 5.020 E2
189 Borstel 4 123/1 13.440 13.440 E2
10 Borstel 4 332/52 5.269 2.785 E2
9 Stendal 4 226 91.005 21.505 E3

183 Stendal 4 319/26 12.405 12.405 E3

*E = Erstaufforstung

Die vom Besitzentzug betroffenen Flächen bzw. Teilflächen der o.g. Flurstücke sind in der 
zu dieser Bekanntmachung gehörenden Besitzregelungskarte, Anlage 1, dargestellt und Be-
standteil dieser Anordnung.

Die Bundesrepublik Deutschland – Bundesstraßenverwaltung, vertreten durch die Autobahn 
GmbH des Bundes, Niederlassung Ost wird ab dem

1. Oktober 2023

für den o.g. Zweck in den Besitz der entzogenen Flächen eingewiesen.

Grundlage dieser Anordnung sind die planfestgestellten Unterlagen der Verkehrseinheit 2.1 
(Unterlagen 14.1 Grunderwerbsplan und 14.2 Grunderwerbsverzeichnis).

Die Dauer der Anordnung reicht längstens bis zur Ausführungsanordnung des Flurberei-
nigungsplanes (§§ 61 oder 63 FlurbG) bzw. bis zur vorläufigen Besitzeinweisung (§ 65 
FlurbG). Für Flächen mit einer vorübergehenden Inanspruchnahme endet die Wirkung dieser 
Anordnung mit der Beendigung der jeweiligen Baumaßnahme und Übergabe an den Eigen-
tümer/Nutzer.

Eigentumsrechte werden durch diese Anordnung nicht berührt und nach § 44 i.V.m. § 88 Nr. 
4 FlurbG gewährleistet. Pachtverträge und die damit verbundenen Zahlungsverpflichtungen 
bestehen weiterhin.

2.	� Festsetzung der Entschädigung für wesentliche Grundstücksbestandteile, Auf-
wuchs- und Nutzungsentschädigungen, An- und Durchschneidungsschäden und 
Einkommensgrundstützungen

Entschädigungen werden im Flurbereinigungsplan geregelt. Zum Ausgleich von Härten kann 
eine Entschädigung auch vor Erlass des Flurbereinigungsplans durch die Flurbereinigungs-
behörde festgesetzt werden.

Die Entschädigung kann in Form von Ersatzflächen und / oder in Geld nach § 88 Nr. 3 FlurbG 
fest-gesetzt werden. Entschädigungsansprüche in Geld entstehen nur insoweit, als die ent-
standenen Nachteile nicht durch die Bereitstellung von Ersatzflächen ausgeglichen werden.

Entschädigungsart und Entschädigungshöhe für die Nachteile, die den Beteiligten infolge 
dieser vorläufigen Anordnung entstanden sind, werden in einem gesonderten Bescheid fest-
gesetzt. 

Eine Entschädigungsfestsetzung für An- und Durchschneidungsschäden sowie für Umwege 
erfolgt nur auf Antrag.

Die aus dieser Anordnung entstehenden Nachteile sind den davon betroffenen Beteiligten 
nach Festsetzung durch die Flurbereinigungsbehörde vom Unternehmensträger zu entschä-
digen.

3.	 Sofortige Vollziehung

Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) wird hiermit im öffent-
lichen Interesse die sofortige Vollziehung der vorläufigen Anordnung angeordnet, mit der 

Folge, dass Rechtsbehelfe gegen sie keine aufschiebende Wirkung haben.

4.	 Auflagen für den Unternehmensträger

Die Zuweisung der in der Besitzregelungskarte dargestellten Flächen wird nach § 88 Nr. 3 
Satz 2 FlurbG mit folgenden Auflagen verbunden:

Die durch diese Anordnung zugewiesenen Flächen sind in der Örtlichkeit durch Markie-
rungspfähle kenntlich abzustecken.

Während der Bauzeit sind sämtliche erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen zu treffen.

Es ist sicherzustellen, dass die Nutzung der den Beteiligten verbleibenden Flächen durch 
Maßnahmen des Unternehmensträgers nicht unterbrochen wird. Vorhandene Wege sind in 
befahrbarem Zustand und für den landwirtschaftlichen Verkehr offen zu halten und gege-
benenfalls sind neue Zu- und Abfahrten zu schaffen. Ein Erschließungsweg ist westlich der 
Maßnahmenfläche zu schaffen.

Die dem bisherigen Nutzer verbleibenden Teilflächen sind, soweit dies erforderlich ist, neu 
einzuzäunen.

Die ordnungsgemäße Be- und Entwässerung auf den zugewiesenen Flächen ist sicherzustel-
len, so dass die Nachbarflächen nicht beeinträchtigt werden.

Vorübergehend zugewiesene Flächen, die zur Aufstellung von Baustelleneinrichtungen und 
zur Ablagerung von Baumaterial benutzt werden, sind vor der Rückgabe zu rekultivieren 
bzw. wiederherzustellen. Der Unternehmensträger hat dem ALFF Altmark unverzüglich 
mitzuteilen, wann die Baumaßnahme beendet ist und diese Flächen wieder zur Verfügung 
stehen. Es hat eine protokollarische Übergabe an den Eigentümer/Bewirtschafter zu erfolgen.

B	 Begründungen

1.	 Begründung der vorläufigen Anordnung

Das Landesverwaltungsamt in Halle (Saale) hat mit vollziehbarem Beschluss vom 31.03.2017 
das Flurbereinigungsverfahren A14 Neuendorf am Speck im Landkreis Stendal, Verfahrens-
nummer: 
611-37SDL045 angeordnet. 

Bei dem o.g. Flurbereinigungsverfahren handelt es sich um ein Unternehmensflurbereini-
gungsverfahren nach § 87 FlurbG mit dem Ziel, den durch den planfestgestellten Neubau der 
BAB 14 Lückenschluss Magdeburg-Wittenberge-Schwerin drohenden Landverlust auf einen 
größeren Kreis von Grundstückseigentümern zu verteilen, durch das Straßenbauvorhaben für 
die allgemeine Landeskultur entstehende Nachteile zu reduzieren und dem Unternehmensträ-
ger die erforderlichen Flächen rechtzeitig und in richtiger Lage bereitzustellen. 

Der Planungsabschnitt der BAB 14 VKE 2.1 AS Uenglingen bis AS Osterburg wurde vom 
Landesverwaltungsamt mit Beschluss vom 12.02.2018 und dem ersten Ergänzungsbeschluss 
vom 10.04.2018 sowie dem PIanänderungsbeschIuss vom 10.02.2020 sofort vollziehbar und 
bestands-kräftig festgestellt. 

Die Autobahn GmbH des Bundes, Niederlassung Ost, hat mit Schreiben vom 18.04.2023 
beim Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark den Erlass einer vorläu-
figen Anordnung nach § 88 Nr. 3 FlurbG i. V. m. § 36 FlurbG beantragt.

Mit der Ausführung der VKE 2.1 wurde bereits im letzten Jahr 2020 mit der Umsetzung der 
ACEF 10 begonnen. Ab September 2021 ist neben der Umsetzung der baubestimmenden 
Maßnahme ACEF 8 mit den archäologischen Untersuchungen im Rahmen des 1. Dokumen-
tationsabschnittes der gesamten Trasse der VKE 2.1 begonnen worden. Zum 1.Oktober 2021 
erfolgte die Umsetzung der baubestimmenden Maßnahme ACEF 16 (Schaffung von Wie-
senbrüterlebensräumen in der Speckgrabenniederung), um die Entwicklung von geeigneten 
Habitatstrukturen für die Zielarten zu gewährleisten. Ende 2021 wurde mit der Anlage von 
Ackersäumen im Rahmen der ACEF 13 Maßnahme begonnen. Zudem fand das Anbringen 
von Nistkästen für den Waldkauz als Maßnahme ACEF 25 statt.

Zum 01.10.2023 ist nun vorgesehen mit der Umsetzung der Aufforstungsmaßnahmen E2, E3 
und E4 zu beginnen. Grund ist der Ausgleich durch den Verlust klimawirksamer Waldfläche. 
Es ist aus dringenden Gründen erforderlich, eine Regelung über die Nutzungs- und Besitzver-
hältnisse zu treffen, um die Umsetzung des Bauvorhabens entsprechend den Bestimmungen 
des Planfeststellungsbeschlusses zu gewährleisten. 

Infolgedessen ist dem Antrag des Unternehmensträgers gemäß § 88 Nr. 3 i.V.m. § 36 FlurbG 
stattzugeben.

Die Interessen der bisherigen Besitzer bzw. Nutzer stehen dem nicht entgegen, da sie für die 
durch diese vorläufige Anordnung entstehenden Nachteile entschädigt werden. Die Festset-
zung der Entschädigungen bleibt einem gesonderten Bescheid vorbehalten.

Ebenfalls stehen die Interessen der Eigentümer dem nicht entgegen, da durch diese vorläufige 
Anordnung die Wirksamkeit von bestehenden Pachtverträgen unberührt bleibt und die Eigen-
tümer für die besitzentzogenen Flächen Anspruch auf Ausgleich des Pachtzinses haben. Der 
Vorstand der Teilnehmergemeinschaft ist gehört worden.

2.	 Begründung der sofortigen Vollziehung

Die Voraussetzungen für die Anordnung der sofortigen Vollziehung dieser vorläufigen An-
ordnung sind nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) gegeben.
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Das öffentliche Interesse besteht, da der dem Unternehmen zugrunde liegende Planfeststel-
lungsbeschluss kraft Gesetzes sofort vollziehbar ist. Das Gesamtbauvorhaben der BAB 14 
ist im Bedarfsplan für die Bundesstraßen aufgenommen und in die Dringlichkeitskategorie 
„Vordringlicher Bedarf“ eingestuft. Der Neubau der BAB 14 ist aus Gründen des Gemein-
wohles objektiv notwendig. Die VKE 2.1 trägt nachhaltig zu einer Entlastung der Ortslagen 
Stendal, Uenglingen, Schernikau, Schinne, Neuendorf am Speck, Borstel, Rochau, Groß 
Schwechten, Klein Schwechten, Erxleben, Ballerstedt, Flessau und Osterburg vom überre-
gionalen Durchgangsverkehr, der von diesem ausgehenden Immissionsbelastung und damit 
auch zur Verbesserung der Verkehrssicherheit bei.

Am Neubau der BAB 14 besteht ein besonderes öffentliches Interesse. In seinem Antrag hat 
der Unternehmensträger nachvollziehbar dargelegt, dass die Baumaßnahme und die im Zu-
sammenhang notwendigen Arbeiten zeitnah bevorstehen. Eine Verzögerung des Baubeginns 
sowie des Baufortganges, durch mögliche mit aufschiebender Wirkung versehene Rechtsbe-
helfe gegen die Anordnung, würde die o.a. Verbesserungen des Gemeinwohls auf unabseh-
bare Zeit verhindern.

Um das Bauvorhaben BAB 14, VKE 2.1, einschließlich der Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men unverzüglich gewährleisten zu können, muss der Entzug des Besitzes und Nutzung der 
in der Anlage 1 ausgewiesenen Flächen sofort vorgenommen werden. 

Die sofortige Vollziehung dieser vorläufigen Anordnung liegt aus den genannten Gründen im 
besonderen öffentlichen Interesse und überwiegt das Interesse des Einzelnen an der Aufrecht-
erhaltung der aufschiebenden Wirkung von Rechtsbehelfen.

C	 Hinweise

Durch diese vorläufige Anordnung werden keine eigentumsrelevanten Entscheidungen ge-
troffen. Die bestehenden Pachtverhältnisse werden durch diese Anordnung nicht berührt. Die 
notwendigen eigentumsrechtlichen Regelungen erfolgen später im Flurbereinigungsplan.

In diesem Zusammenhang wird auf den Unterschied zwischen Eigentum und Besitz hinge-
wiesen. Eigentümer eines Grundstückes ist derjenige, der im Grundbuch eingetragen ist bzw. 
dessen Erben. Der Eigentümer ist Inhaber der vollen Verfügungsgewalt über das Grundstück. 
Der Besitzer ist derjenige, dem der Eigentümer durch einen Vertrag (z.B. Pachtvertrag) ge-
stattet hat, das Grundstück zu nutzen und zu bewirtschaften.

D	 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die vorläufige Anordnung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wider-
spruch beim Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark, Akazienweg 25, 
39576 Stendal erhoben werden.

Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann beim Oberverwaltungsgericht des 
Landes Sachsen-Anhalt, Breiter Weg 203 - 206, 39104 Magdeburg Antrag auf Wiederherstel-
lung der aufschiebenden Wirkung gestellt werden.

Im Auftrag

gez. Trefflich	 (DS)

Datenschutzrechtliche Hinweise

Aufgrund des gesetzlichen Auftrages nach dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz/ Flurberei-
nigungsgesetz werden im vorliegenden Verfahren personenbezogene Daten nach Maßgabe 
der Datenschutzgrundverordnung verarbeitet. Die datenschutzrechtlichen Hinweise können 
im Internet unter: http://lsaurl.de/alffaltmarkds eingesehen werden oder sind beim ALFF Alt-
mark zu erhalten.
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Besitzregelungskarte zur vorläufigen Anordnung Nr.4 vom 10.08.2023

Verfahrensname:  A14-Neuendorf am Speck
Verfahrensnummer: 611-37SDL045

Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Fortsen Altmark
39576 Stendal, Akazienweg 25
(Flurbereinigungs- und Flurneuordnungsbehörde)

Legende
Flurstücksgrenzen
von der Besitzregelung betroffene Flächen
Verfahrensgebietsgrenze

Kreissparkasse Stendal�

Kundeninformation zur Einlagensicherung

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,
die nachfolgenden Informationen sind gesetzlich vorgegeben und EU-weit einheitlich. Alle 
Kreditinstitute müssen ihre Kunden vor Aufnahme der Geschäftsbeziehung und jeweils ein-
mal jährlich informieren. Diese Verpflichtung ergibt sich aus § 23a Kreditwesengesetz und 
der EU-Einlagensicherungsrichtlinie.

Diese vorgeschriebenen Informationen beziehen sich auf die Zugehörigkeit zur gesetzlich 
anerkannten Einlagensicherung. Dort ist der Rechtsanspruch auf den gesetzlichen Schutz von 
derzeit 100.000 EUR pro Einleger verankert.

Unabhängig davon bleibt die Institutssicherung der Sparkassen-Finanzgruppe bestehen. 
Durch diese soll der Entschädigungsfall vermieden und die Geschäftsbeziehung zum Kun-
den fortgeführt werden.

Informationsbogen für den Einleger
Einlagen bei Kreissparkasse Stendal
sind geschützt durch:

Sicherungssystem der Sparkassen-
Finanzgruppe (1)

Sicherungsobergrenze: 100.000 EUR pro Einleger pro Kreditinstitut (2)
Falls Sie mehrere Einlagen bei demselben
Kreditinstitut haben:

Alle Ihre Einlagen bei demselben Kreditinstitut
werden „aufaddiert“, und die Gesamtsumme 
unterliegt der Obergrenze von 100.000 EUR (2)

Falls Sie ein Gemeinschaftskonto mit einer 
oder mehreren anderen Personen haben:

Die Obergrenze von 100.000 EUR gilt für jeden 
einzelnen Einleger (3)

Erstattungsfrist bei Ausfall eines 
Kreditinstituts: 

7 Arbeitstage

Währung der Erstattung: Euro (EUR)
Kontaktdaten: Sicherungssystem der Sparkassen-

Finanzgruppe
Adresse:
Deutscher Sparkassen- und Giroverband e. V.
Charlottenstraße 47, 10117 Berlin
Telefon: +49 30 20225-0
E-Mail: sicherungssystem@dsgv.de

Weitere Informationen: http://www.dsgv.de/sicherungssystem
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Zusätzliche Informationen:
(1) 	� Ihr Kreditinstitut ist Teil eines institutsbezogenen Sicherungssystems, das als Einlagen-

sicherungssystem amtlich anerkannt ist. Das heißt, alle Institute, die Mitglied dieses 
Einlagensicherungssystems sind, unterstützen sich gegenseitig, um eine Insolvenz zu 
vermeiden.

	 Im Falle einer Insolvenz werden Ihre Einlagen bis zu 100.000 EUR erstattet.
(2) 	� Sollte eine Einlage nicht verfügbar sein, weil ein Kreditinstitut seinen finanziellen Ver-

pflichtungen nicht nachkommen kann, so werden die Einleger von dem Einlagensiche-
rungssystem entschädigt.

	 Die betreffende Deckungssumme beträgt maximal 100.000 EUR pro Kreditinstitut.
	� Das heißt, dass bei der Ermittlung dieser Summe alle bei demselben Kreditinstitut gehal-

tenen Einlagen addiert werden. Hält ein Einleger beispielsweise 90.000 EUR auf einem 
Sparkonto und 20.000 EUR auf einem Girokonto, so werden ihm lediglich 100.000 EUR 
erstattet.

(3) 	 Bei Gemeinschaftskonten gilt die Obergrenze von 100.000 EUR für jeden Einleger.
	� Einlagen auf einem Konto, über das zwei oder mehrere Personen als Mitglieder einer 

Personengesellschaft oder Sozietät, einer Vereinigung oder eines ähnlichen Zusammen-
schlusses ohne Rechtspersönlichkeit verfügen können, werden bei der Berechnung der 
Obergrenze von 100.000 EUR allerdings zusammengefasst und als Einlage eines einzi-
gen Einlegers behandelt.

	� In den Fällen des § 8 Absätze 2 bis 4 des Einlagensicherungsgesetzes sind Einlagen über 
100.000 EUR hinaus gesichert. Weitere Informationen sind erhältlich über:

	 http://www.dsgv.de/sicherungssystem
(4) 	 Erstattung:
	� Das zuständige Einlagensicherungssystem ist das Sicherungssystem der Sparkassen- 

Finanzgruppe
	 Adresse: Deutscher Sparkassen- und Giroverband e. V.
	 Charlottenstraße 47
	 10117 Berlin
	 Telefon: +49 30 20225 3838
	 E-Mail: sicherungssystem@dsgv.de
	 Website: http://www.dsgv.de/sicherungssystem
	� Es wird Ihnen Ihre Einlagen (bis zu 100.000 EUR) spätestens innerhalb 7 Arbeitstagen 

erstatten.
	� Haben Sie die Erstattung innerhalb dieser Frist nicht erhalten, sollten Sie mit dem Ein-

lagensicherungssystem Kontakt aufnehmen, da der Gültigkeitszeitraum für Erstattungs-
forderungen nach einer bestimmten Frist abgelaufen sein kann. Weitere Informationen 
sind erhältlich über: http://www.dsgv.de/sicherungssystem

Weitere wichtige Informationen:
Einlagen von Privatkunden und Unternehmen sind im Allgemeinen durch Einlagensiche-
rungssysteme gedeckt. Für bestimmte Einlagen geltende Ausnahmen werden auf der Website 
des zuständigen Einlagensicherungssystems mitgeteilt. Ihr Kreditinstitut wird Sie auf Anfra-
ge auch darüber informieren, ob bestimmte Produkte gedeckt sind oder nicht. Wenn Einlagen
entschädigungsfähig sind, wird das Kreditinstitut dies auch auf dem Kontoauszug bestätigen.

Kreissparkasse Stendal
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